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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

07.05.1987 

Geschäftszahl 

84/16/0113 

Rechtssatz 

Der dem Schuldner einer Geldstrafe nach dem FinStrG durch die Bewilligung einer Stundung oder Ratenzahlung 
gem § 212 Abs 1 BAO zukommende Vorteil ist weit größer als der Nachteil, der ihm durch die Auferlegung von 
Stundungszinsen gem § 212 Abs 2 BAO erwächst. 


